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Geſetz⸗-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 5. 


(Ir. 2795.) Deklaration, betreffend die Verpflichtung zur Tragung der Koſten in den Faͤllen 
des F. 20. der Kriminalordnung. Vom 21. Dezember 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Beſeitigung der Zweifel, welche uͤber die Verpflichtung zur Tra⸗ 
gung der Koſten in den Fällen des $. 20. der Kriminalordnung vom 11. De⸗ 
zember 1805. obwalten, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach 
vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 

Wenn ein Zivilgericht in einer Kriminalſache, in Folge der nach $. 20. 
der Kriminalordnung ihm obliegenden Pflicht, vorlaͤufig einſchreitet, ſo fallen 
die dadurch entſtehenden baaren Auslagen nicht der Zivilgerichts⸗Obrigkeit, ſon⸗ 
dern derjenigen Kriminalgerichts⸗Obrigkeit zur Laſt, welche in dieſer Kriminal⸗ 
ſache uͤberhaupt zur Tragung der Koſten ſubſidiariſch verpflichtet iſt. 

Auf Grund der gegenwärtigen Deklaration ſollen weder Ruͤckforderungen 
bereits geleiſteter Zahlungen, noch Nachforderungen geſtattet ſein. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 21. Dezember 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Rochow. von Savigny. Ühden. 
Beglaubigt: 
Bode. 
Jahrgang 1847. (Nr. 2795-2796.) 8 (Nr. 2796.) 


Ausgegeben zu Berlin den 8, Februar 1847. 
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(Nr. 2796.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungsurkunde fuͤr die Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis⸗Gladbacher 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 8. Januar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem unter der Benennung „Rubrort- Grefeld- Kreis» Gladbacher 
Eiſenbahngeſellſchaft“ in Crefeld eine Aktiengeſellſchaft zu dem Zwecke gebildet 
worden iſt, um eine Eiſenbahn von dem linken Rheinufer bei Ruhrort uͤber 
Uerdingen, Crefeld und Vierſſen nach Gladbach reſp. Rheydt zu erbauen und 
zu benutzen, auch Behufs deren Verbindung mit der Zweigbahn von dem 
Bahnhofe der Koͤln-Mindener Eiſenbahn bei Lipperhaide nach Ruhrort, eine 
Dampffaͤhre und die auf dem rechten Rheinufer dazu erforderliche Anlage ent⸗ 
weder auf alleinige Rechnung oder in Gemeinſchaft mit der Koͤln- Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft herzuſtellen, wollen Wir zu dem vorgedachten Unternehmen 
hierdurch Unſere landes errliche Genehmigung ertheilen. 

Zugleich wollen Wir die Statuten der Eingangs gedachten Ruhrort⸗ 
Grefeld- Kreis- Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft, wie ſolche auf Grund der in 
den Generalverſammlungen vom 13., 14. und 15. März 1844. und vom 
10. März 1846. gefaßten Beſchluͤſſe in der Uns vorgelegten notariellen Ur⸗ 
kunde vom 26. September 1846. feſtgeſetzt worden ſind, mit der Maaßgabe zu 
§. 27., daß auch der Kommiſſarius des Staats unter Zuſtimmung Unſeres 
Finanzminiſters befugt ſein ſoll, bei ſich darbietender Veranlaſſung außerordent⸗ 
liche Generalverſammlungen zu berufen, und zu $. 58. Nr. 2., daß ruͤckſichtlich 
der polizeilichen Beaufſichtigung der bei dem Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Ar⸗ 
beiter die Beſtimmungen der unter dem 21. au HR 1846. von Uns voll 
zogenen Verordnung, die bei dem Bau von Eiſenbahnen und bei anderen 
öffentlichen Bauten beſchaͤftigten Handarbeiter betreffend, maaßgebend ſein ſollen, 
in allen Punkten genehmigen und die mehrgedachte Geſellſchaft als eine Aktien⸗ 
Geſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 1843. 
(Geſetzſammlung fuͤr 1843. S. 341. ff.) hiermit beſtaͤtigen, indem Wir zugleich 
beſtimmen, daß, ſoweit nicht in der gegenwaͤrtigen Urkunde oder in den Sta⸗ 
tuten beſondere Feſtſetzungen getroffen worden ſind, die in dem Geſetze vom 
3. November 1838. (Geſetzſammlung 1838. S. 505.) ergangenen allgemeinen 
Vorſchriften, namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, ſowie die obenge⸗ 
dachte Verordnung vom 21. Dezember 1846. Anwendung finden ſollen. Die 
gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beftätigungsurfunde ift mit den Statuten durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen, 

Gegeben Berlin, den 8. Januar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Uhden. von Duͤesberg. 


Sta⸗ 
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S 
fuͤr die 


Ruhrort-Crefeld-Kreis-Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
| Tit. I. 
Zweck und Befugniſſe der Geſellſchaft. 


Keil. 
Zweck und Domizil der Geſellſchaft. 


Unter der Firma: 
„Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis⸗Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft“ 
iſt eine Aktiengeſellſchaft auf eine unbeſchraͤnkte Zeitdauer nach Artikel 29—37. 
des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches und nach dem Geſetz vom 9. November 
1843. (Geſetzſammlung Stuͤck 31.) gebildet, welche zum Zwecke hat: 

a) Die Erbauung und die im $. 4. näher beſtimmte Benutzung einer Eiſen⸗ 
bahn von dem linken Rheinufer bei Ruhrort uͤber Uerdingen und Crefeld 
nach Gladbach reſp. Rheydt; 

b) die zu deren Verbindung mit der Köln Mindener Zweigbahn von der 
Lipperhaide nach Ruhrort nothwendige Herſtellung einer Dampffaͤhre und 
der auf dem rechten Rheinufer dazu erforderlichen Anlage fuͤr alleinige 
Rechnung oder in Gemeinſchaft mit der Koͤln-Mindener Eiſenbahngeſell— 
ſchaft, oder aber die Mitbenutzung einer ſolchen Dampffaͤhre und An— 
lage nach einer Uebereinkunft mit der gedachten Geſellſchaft. 8 

. Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt 
refeld. 


5.2, 
Vertretung. 
Die Geſellſchaft wird dem Staate und dem Publikum gegenuͤber durch 


die Direktion reſp. den Verwaltungsrath nach Maaßgabe der ſpaͤter folgenden 
Beſtimmungen vertreten. 


H. 3. 
Fuͤhrung der Bahn. 


Die Bahn beginnt auf der linken Rheinſeite bei Ruhrort und wird von 
Homberg uͤber Uerdingen, Crefeld und Vierſſen nach Gladbach reſp. Rheydt 
(Nr, 2790.) 8 * gefuͤhrt 


— 


efuͤhrt werden, unter unmittelbarem Anſchluß an die Aachen⸗Duͤſſeldorfer 
Eſſenbahn reſp. gemeinſamer Erbauung oder Benutzung derſelben bis Rheydt. 


i „ 
Art der Benutzung. 


Die Geſellſchaft wird den Perſonen- und Guͤtertransport auf der Bahn 
für eigene Rechnung betreiben, auch ſoweit fie es ihrem Intereſſe gemaͤß findet 
oder geſetzlich dazu verpflichtet iſt, Anderen die Mitbenutzung der Bahn zu 
Perſonen⸗ und Waarentransporten gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahn⸗ 
geldes geſtatten. 8. 5 


Zweig bahnen. 

Mit landesherrlicher Genehmigung kann die Geſellſchaft auch Zweig— 
bahnen von den nicht von der Hauptbahn beruͤhrten Orten zur Hauptbahn 
bauen und benutzen, ſowie die Hauptbahn weiter fortfuͤhren. 

Ueber ſolche Anlagen beſchließt die Generalverſammlung. 


$. 6. 
Expropriationsrecht. 
Die Geſellſchaft nimmt das Expropriationsrecht zur Anlage einer Bahn 
mit doppeltem Geleiſe nebſt Zubehör in Anſpruch. . 
Die Bahn ſoll vorerſt mit einfachem Geleiſe und den nöthigen Aus⸗ 
weichungen gebaut werden. Bei den Grunderwerbungen iſt jedoch von vorn— 
herein auch auf ein zweites Geleiſe Ruͤckſicht zu nehmen. 


. 
Spurweite. 


Die Spurweite muß identiſch jener der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn ſein. 


$ 8. 
Foͤrderungsmittel. 


Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln 
eine noch beſſere oder wohlfeilere Foͤrderung der Transporte, als auf Eiſen⸗ 
ſchienen und mittelſt Lokomotiven moͤglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch 
das neue Foͤrderungsmittel, vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, her⸗ 
ſtellen und benutzen. 


8 
Vertraͤge mit benachbarten Eiſenbahnunterneh mungen refp. 
Betheiligung an denſelben. 


Die Geſellſchaft kann mit benachbarten Eiſenbahnunternehmern Vertraͤge 


uͤber gegenſeitige Benutzung ſchließen, oder nach vorgaͤngiger Zuſtimmung des 
Koͤniglichen Finanzminiſteriums auch in ſolchen Eiſenbahnen ſich babe, { 
ie 
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Sie kann ebenfalls nach vorheriger Vereinbarung mit dem Koͤniglichen 
General⸗Poſtamte für ihre Rechnung, jedoch nicht mit ausſchließlichem Privi⸗ 
legium, die erforderlichen Einrichtungen zur Beſorgung der Perſonen und Guͤter 
von und nach den Stationsplatzen herſtellen; dies bezieht ſich nur auf die 
dieſen Plaͤtzen nahe gelegenen Orte. 


Tit. II. 
Aktienkapital und Anleihen. 


$. 10. 
Fonds. 


Das Aktienkapital wird vorlaͤufig auf eine Million zwei mal hundert 
Tauſend Thaler feftgeftellt und zerfällt in zwölf Tauſend auf den Inhaber 
lautende Aktien, jede im Betrage von Einhundert Thalern. 


§. 11. 
Einzahlung. 

Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen bei denjenigen Bankhaͤuſern, 
welche der Verwaltungsrath beſtimmen wird. . 

Die Einzahlung ſoll in Raten von zehn Drogen! jedesmal nach einer 
dem Zahlungstermine zwei Monate vorhergehenden öffentlichen Aufforderung 
Seitens der Direktion in den im H. 23. bezeichneten Zeitungen, und in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von wenigſtens einem Monat, geſchehen. 


Bei der erſten Ratenzahlung kommt das zu dem Unkoſtenfonds Gezahlte 
in Anrechnung. 


§. 12. 
Folgen der Nichteinzahlung der eingeforderten Raten. 


Die Aktionaire, welche binnen der angekuͤndigten Friſt von zwei Mona⸗ 
ten die Zahlungen der ausgeſchriebenen Raten nicht leiſten, haben eine Konven⸗ 
tionalſtrafe von zehn Prozent der in Ruͤckſtand gebliebenen Raten zum Vortheil 
der Geſellſchaft verwirkt. Wenn innerhalb zweier fernern Monate, nach einer 
erneuerten öffentlichen Aufforderung ($. 11.), die Zahlung noch immer nicht 
erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als 
verfallen, und die durch die Ratenzahlungen, ſowie durch die urſpruͤngliche 
Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von 
Aktien für vernichtet zu erklaͤren. 

Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß der Direktion durch Be: 
kanntmachung in den im H. 23. bezeichneten öffentlichen Blättern unter . 
der 2 der Quittungsbogen, die gleichzeitig fuͤr null und nichtig erklaͤrt 
werden. 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
der Direktion neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. f 

(Nr. 2796.) Die⸗ 
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Dieſelbe iſt aber auch berechtigt, ſo 1 die erſten Aktienzeichner nicht 
ihrer Verhaftung entlaſſen ſind, die faͤlligen Einzahlungen nebſt der Konven⸗ 
tionalſtrafe gegen die erſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen. 
| | $. 13. 
Verpflichtung der Aktionaire. 


Die urſpruͤnglichen Aktionaire haften fuͤr den vollen Nominalbetrag ihrer 


Aktien und koͤnnen ſich von dieſer Verpflichtung durch Uebertragung ihrer 
Rechte an Andere nicht befreien, ſo lange noch nicht Vierzig Prozent eingezahlt 
worden ſind. 

Sobald aber Vierzig Prozent des Kapitals auf eine Aktie eingezahlt 
worden ſind, kann der Berwaltungsrath auf Antrag der Direktion die urſpruͤng⸗ 
lichen Aktionaire der perſoͤnlichen Verpflichtung entlaſſen. 

Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Bedingung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im H. 12. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


§. 14. 
Quittungsbogen. 


Ueber die Ratenzahlungen werden mit Nummern bezeichnete Quittungs⸗ 
bogen, auf den Namen lautend, ertheilt und dieſe bei der letzten Zahlung Seal 
die Aktiendokumente ausgewechſelt. Bis dahin vertreten erſtere deren telle 
in jeder Hinſicht. 

Die Richtigkeit der Zeſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen, iſt die 
Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Saͤmmtliche auf die Aktien geleiſtete Einzahlungen werden waͤhrend der 
Bauzeit bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb 
geſetzt wird, mit vier Prozent jahrlich verzinſet, dieſe Zinſen werden aus dem 
Kapitale (H. 10.) entnommen, ſoweit ſie nicht durch den bis zu jenem Zeit⸗ 
punkte aus dem Betriebe aufkommenden Ertrag gedeckt werden. 

. 18; 
Ausfertigung der Aktien, Zinskupons und Dividendenſcheine. 

Die Aktien-Dokumente werden unter fortlaufender Nummer, auf den 
Inhaber lautend, ſtempelfrei ausgefertigt und von drei Mitgliedern der Direk⸗ 
tion unterſchrieben. 

Mit den Aktien werden Dividendenſcheine auf zehn Jahre ausgegeben, 
welche nach Ablauf dieſes Zeitraums durch eine neue Serie von Dividenden⸗ 
ſcheinen erſetzt werden. 


$. 16. 
Vertheilung der Zinſen und Dividenden. 


Vom 1. Januar des auf die Eroͤffnung der ganzen Bahn und Faͤhr⸗ 
Anlage folgenden Jahres an wird der, nach Beſtreitung der laufenden 1 5 
g wäl= 
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waltungs- und Unterhaltungskoſten, mit Einſchluß der für die Erneuerung des 
Oberbaues und des Betriebs-Materials erforderlichen Betraͤge, ſowie der 7 — 
etwa aufgenommener Darlehne, und nach Abzug der zum Reſervefonds fließen⸗ 
den Summe verbleibende jährliche Reinertrag als Dividende, deren Betrag auf 
et Jahresrechnung jaͤhrlich feſtgeſetzt wird, gleichmäßig auf die Aktien 
eilt. 

Die Zahlung der Dividende erfolgt in Crefeld, ſowie in denjenigen 

Staͤdten, welche etwa ſonſt noch von der Direktion hierzu beſtimmt werden. 


an 
Verluſt derſelben. 


Die Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahren, vom Tage der 
erſten öffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal, in Zwiſchen— 
räumen von wenigſtens Einem Jahre wiederholt erlaſſenen desfallſigen oͤffent— 
lichen Aufforderungen in Empfang genommen worden ſind, verfallen der Ge— 
ſellſchaft. 1195 

$. 18. 
Amortiſations-Verfahren. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
amortiſirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion dreimal, in Zwiſchenraͤumen von vier 
onaten, eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern, oder die 
etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind, nachdem zwei Mo- 
nate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente nicht eingeliefert 
oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo wird die Amortiſation von 
dem betreffenden Gerichte auf den Antrag der Direktion ausgeſprochen, worauf 
dieſelbe an deren Stelle neue Dokumente ausfertigt. 

Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den 
Betheiligten zur Laſt, die auch eine der Direktion genuͤgende Kaution waͤhrend 
fünf Jahre zu leiſten haben. 

. 19, 
Reſervefonds. 


Zur Deckung außerordentlicher Ausgaben wird ein Reſervefonds durch 
Jährliche Abzüge von der Einnahme gebildet, deren Höhe jedesmal auf den 
Antrag der Direktion von dem Verwaltungsrathe feſtgeſtellt wird, und min— 
eſtens 3 Prozent des Anlagekapitals betragen muß. leberſteigt der Reſerve⸗ 
fonds die Summe von 100,000 Rthlr., fo ſoll der dazu beſtimmte Abzug bis 
zur ferner noͤthig werdenden Ergänzung aufhören. f 

Der Reſervefonds kann jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsraths, 
unter Vorbehalt der Genehmigung des Staats auf einen hoͤhern Geſammtbe— 
trag feſtgeſtellt werden. 9. 2 

20 


Erhöhung des Aktien-Kapitals und Anleihen. 


Das zum Bau und Betrieb der Bahn feſtgeſtellte Kapital von 
(Kr. 2796.) 0 1,200,000 
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1,200,000 Rthlr. kann, wenn nach definitiver Feſtſtellung des Bauplans ſich 
ein groͤßeres Kapital⸗Beduͤrfniß ergeben moͤchte, vom Verwaltungsrathe, vor— 
behaltlich der Genehmigung des Staats, durch Emittirung weiterer 3000 Aktien 
bis auf 1,500,000 Rthlr. erhoͤht werden. 

Den Aktienzeichnern wird nach Verhältniß ihrer urſpruͤnglichen Betheili— 
gung ein Vorzugsrecht auf die zu emittirenden neuen Aktien eingeraͤumt. Eine 
weitere Erhoͤhung des Aktienkapitals kann jedoch ohne Zuſtimmung der Gene⸗ 
ralverſammlung und ohne landesherrliche Genehmigung weder durch Emittirung 
neuer Aktien, noch durch Anleihe ſtattfinden. Voruͤbergehende Benutzung des 
Bangquierkredits iſt der Direktion geſtattet, doch iſt fie der Geſellſchaft dafuͤr 
verantwortlich, daß eine Ueberſchreitung des Bau- und Betriebskapitals dadurch 
nicht herbeigefuͤhrt werde. 


Tit. III. 


Beſtimmungen über Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
1 und den Aktionairs, über RR er en 
n 


Abänderung der Statuten und über Auflöſung der Geſellſchaft. 
§. 21. 
Schiedsrichter. 


Alle Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und Aktionairen ſollen durch 
Schiedsrichter entſchieden werden. 

Die Letzteren ſollen, wenn die Parteien ſich nicht uͤber alle wereinigen, 
durch die Königliche Regierung zu Duͤſſeldorf ernannt werden. 


$. 22. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 


Jaͤhrlich follen in der Generalverſammlung die Reſultate der Rechnungs: 
Ablage und ein Bericht uͤber den Zuſtand der Geſchaͤfte der Geſellſchaft mit⸗ 
getheilt werden. Dieſe Reſultate und der Bericht werden im Auszuge in den 
im F. 23. bezeichneten öffentlichen Blättern bekannt gemacht. 


§. 23. 


Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgeſehenen Bekanntma⸗ 
chungen oder oͤffentlichen Aufforderungen ſind genuͤgend in Beziehung auf die 
dabei betheiligten Perſonen erlaſſen, wenn ſie zweimal: 

a) in der Allgemeinen Preußiſchen Zeitung, 

b) in der Kölnifchen Zeitung, . 

c) in der Duͤſſeldorfer Zeitung, 

d) im Frankfurter Journal, 

e) im Crefelder Kreis- und Intelligenzblatt, 

f) im Duisburger, i 
g) im 


8) im Gladbacher und 

h) im Kempener Kreisblatte 
erſchienen ſind. 

Bei dem Eingehen des einen oder des anderen der vorgenannten Blaͤtter 
genügt die Bekanntmachung in den uͤbrigen, bis die naͤchſte Generalverſammlung 
mit Genehmigung des aaa Finanzminiſteriums über die Wahl eines 
anderen Blattes an die Stelle des eingegangenen Beſchluß gefaßt hat. 


$. 24. 
Abaͤnderung der Statuten. 


8 Beſchluͤſſe, durch welche eine Abänderung der Statuten bewirkt wird, 
ſind nur dann uͤltig, wenn ſie durch die Generalverſammlung mit einer Ma⸗ 
joritaͤt von wenigſtens drei Vierteln der Stimmen der gegenwaͤrtigen oder ver— 
tretenen Aktionaire gefaßt werden und die Genehmigung des Staats erhalten 
haben. Außerdem muß in den Einberufungsſchreiben zu ſolchen Generalver⸗ 
ſammlungen die beabfichtigte Abänderung angedeutet werden, auch wenn dieſe 
von einzelnen Aktionairen beantragt ſein ſollte. 


§. 25. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 

Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer nach näherer Beftim- 
mung des $. 27. zu konvozirenden Generalverſammlung, in welcher alle Aktio⸗ 
naire das Stimmrecht anszuuͤben befugt ſind, durch eine Majorität von drei 
Vierteln der Stimmen und vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmigung 
beſchloſſen werden. 

Bei dieſer Generalverſammlung hat jede Aktie eine Stimme. 

Die Auflöfung erfolgt dann nach Maaßgabe der im H. 29. des Geſetzes 
vom 9. November 1843. enthaltenen Beſtimmungen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die innern Verwaltungs- und Geſchäftseinrichtungen. 


Tit. IV. 
Die Generalverſammlung. 


H. 26. 
Legitimation der Stimmberechtigten. 
Aktionaire, die an einer Generalverſammlung mit Stimmrecht Theil neh⸗ 
men wollen, haben ſich wenigſtens 8 Tage vor der Geralverſammlung bei der 


Direktion uͤber den Beſitz ihrer Aktien auszuweiſen und dieſelben bis zum Tage 
Jahrgang 1847. (Nr. 2796.) 3 der 


der Generalverſammlung entweder bei der Direktion der Geſellſchaft zu depo— 
niren oder beim Eintritt in die Verſammlung nochmals vorzuzeigen. 

Bei der Anmeldung erhalten die Aktionaire eine Eintrittskarte, auf wel: 
cher die Anzahl der ihnen gebuͤhrenden Stimmen vermerkt iſt. 

Sind jedoch die Aktien anderweitig deponirt und koͤnnen deshalb nicht 
vorgelegt werden, ſo iſt zur Legitimation der Nachweis der Depoſition durch 
das nicht über 14 Tage alte Atteſt einer öffentlichen Behörde unter Angabe der 
Aktiennummern erforderlich. Bevollmaͤchtigte haben ſich durch ein beglaubigtes, 
ebenfalls nicht uͤber 14 Tage altes Vollmachtsdokument, bei deſſen Beglaubi— 
gung die Aktien des Mandanten dem beglaubigenden Beamten vorgezeigt und 
in der Urkunde ſpezifizirt worden find oder durch eine Vollmacht unter Privat: 
Unterſchrift gleichfalls wenigſtens 8 Tage vor der Generalverſammlung zu legi— 
timiren. Der Inhaber einer Vollmacht unter Privatunterſchrift hat außerdem 
die Aktiendokumente des Mandanten vorzuzeigen. 

Vaͤter fuͤr ihre Kinder unter vaͤterlicher Gewalt und Ehemaͤnner fuͤr ihre 
Frauen bedürfen keiner Vollmacht. Ueber Reklamationen hinſichtlich der Stimm: 
rechts entſcheidet die Verſammlung ſelbſt. 


§. 27. 


Regelmaͤßige und außerordentliche Generalverſammlungen und 
Berufung derſelben. 

Die Generalverſammlung wird jaͤhrlich Einmal regelmaͤßig im Monat 
Mai durch die Direktion, ſonſt nur außergewoͤhnlich durch die Direktion, oder 
in dem durch F. 41. ad 4b. vorgeſehenen Falle durch den Verwaltungsrath, 
wenigſtens einen Monat vor dem Zuſammentritt, mittelſt Bekanntmachung durch 
die im $. 23. genannten öffentlichen Blatter berufen. Bei Berufung außeror— 
dentlicher Generalverſammlungen ſind die Gegenſtaͤnde der Berathung in den 
zu dieſem Zwecke zu erlaſſenden Bekanntmachungen kurz aufzunehmen. 


§. 28. 
er 
Die Generalverſammlungen finden in Crefeld Statt. 
$. 29. 
Verbindlichkeit der Beſchluͤſſe der Generalverſammlung. 


Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint 
oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten laͤßt, iſt deſſenungeachtet durch 
die Beſchluͤſſe jener Verſammlung gebunden. 


$. 30, 
Theilnahme und Stimmberechtigung. 


An den Generalverſammlungen koͤnnen ſaͤmmtliche Aktionaire Theil neh— 
men und Antraͤge machen; ſtimmberechtigt bei den Beſchluͤſſen iſt aber nur der 
Beſitzer von fuͤnf Aktien. 5 

Das 


3 
Das Stimmrecht wird in folgendem Verhaͤltniß ausgeübt: 


a) für fünf bis zehn Aktien auf jede fünf Aktien Eine Stimme; 

b) für die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von zehn hinaus be⸗ 
ſitzt bis zu funfzig Aktien, auf jede zehn Aktien Eine Stimme; 

c) für die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von funfzig hinaus 
bis zu fünf hundert Aktien beſitzt, auf jede fünf und zwanzig Aktien 
Eine Stimme, und ſoll fuͤr die Aktien, welche Jemand uͤber die 
175 EN fünf hundert hinaus beſitzt, ein Stimmrecht nicht ausge⸗ 
uͤbt werden. 


Hiernach kommen den Beſitzern von fuͤnfhundert und mehr Aktien Vier 
und zwanzig Stimmen zu. 


$. 31. 
Vertretung. 


Die Aktionaire konnen ſich in Verhinderungsfaͤllen durch andere ſtimm⸗ 
berechtigte Aktionaire vertreten laſſen; antheilberechtigte Handlungshaͤuſer durch 
ihre Prokuratraͤger, Gemeinden und oͤffentliche Institute durch ihre Repraͤſen⸗ 
kanten, Minderjaͤhrige durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤn⸗ 
ner, wenn dieſe Vertreter auch nicht Aktionaire ſind. a 


Mehr als vier und zwanzig Stimmen kann ein Einzelner, auch in der 
doppelten Eigenſchaft als Aktionair und Bevollmaͤchtigter, bei der Generalver⸗ 
ſammlung nicht in ſeiner Hand vereinigen. 


H. 32, 
Gang der Verhandlung. 


en Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Praͤſident reſp. der 
Vicepraͤſident des Verwaltungsrathes. 


Der Vorſitzende der Generalverſammlung deſignirt deren Protokollführer, 
ſowie zwei Stimmſammler für das Wahlgeſchäft. 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden, den Skrutatoren, dem Pro⸗ 
tokollfuͤhrer, den gegenwaͤrtigen Mitgliedern der Direktion und von denjenigen 
Aktionairen unterſchrieben, welche dies in der Verſammlung verlangen. 


„Die Verſammlung kann aus ihrer Mitte auch drei Aktionaire zur Mit⸗ 
vollziehung des Protokolls ernennen. 


N Alle Wahlen und Beſchluͤſſe der Generalverſammlung finden, vorbehalt⸗ 
lich der in den HH. 24. und 25. enthaltenen Beſtimmungen, nach abſoluter 
Sfimmenmehrbeit Statt; find die Stimmen gleich, ſo entſcheidet der Vor⸗ 
ſitzende. Die Wahl der Mitglieder der Direktion und des Verwaltungsrathes 
erfolgt durch geheimes Skrutinium mittelſt Abgabe von nicht unterzeichneten 
Stimmzetteln, auf deren Ruͤckſeite die Anzahl der Stimmen notirt worden. 
Unter den mit gleichen Stimmen Gewaͤhlten entſcheidet das Loos. Wer die 
auf ihn gefallene Wahl nicht anzunehmen erklaͤrt, wird durch denjenigen erſetzt, 
(Nr. 2796.) 9 * welcher 


. 


welcher nach ihm die meiſten Stimmen vereinigte, jedoch mit Feſthaltung der 
abſoluten Mehrheit. 


E $. 33. 
Beſchraͤnkung der Stimmberechtigung. 


Bei Wahlen und bei allen Beſchluͤſſen, die ſich auf perfönliche Verhaͤlt— 
niſſe beziehen, kann von denjenigen Aktionairen, welche in Dienſtverhaͤltniſſen 
zur Direktion oder zu den Beamten der Geſellſchaft ſtehen, ein Stimmrecht 
nicht ausgeuͤbt werden. 

Die Direktoren koͤnnen bei der Wahl des Verwaltungsrathes das Stimm— 
recht nicht ausuͤben; fie koͤnnen jedoch fig, den Wahlakt die Vollmachten, welche 
ſie etwa von anderen beſitzen, einfach uͤbertragen. 


§. 34. 
Mittheilung der Antraͤge an die Generalverſammlung. 


Der Verwaltungsrath und die Direktion ſind verpflichtet, diejenigen Ge— 
genſtaͤnde, welche ſie in der Generalverſammlung zur Berathung zu bringen 
eabſichtigen, ſich ſpaͤteſtens acht Tage zuvor gegenſeitig mitzutheilen. 

Beſondere Antraͤge einzelner Aktionaire muͤſſen ſpaͤteſtens vierzehn Tage 
vor der Generalverſammlung, und wenn ſie auf Abaͤnderung der Statuten ge— 
richtet ſind, vor Einberufung der Generalverſammlung dem Vorſitzenden der 
Direktion ſchriftlich mitgetheilt werden, widrigenfalls der letztern freiſteht, den 
Vortrag daruͤber bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen. Es kann 
in dieſem Falle die Verſammlung beſchließen, daß ſie ohne weitere Berufung 
an einem der naͤchſten drei Tage wieder zuſammentreten werde, um die Erklaͤ⸗ 
rungen der Direktion zu hoͤren und desfalls Beſchluͤſſe zu faſſen. 

Einzelne Aktionaͤre haben nur dann ein Recht, auf Abſtimmung uͤber 
ihre Antraͤge zu beſtehen, wenn ein Drittel der Anweſenden durch Aufſtehen 
1 im Allgemeinen entſchieden hat, daß daruͤber abgeſtimmt 
werden ſoll. 


Tit. V. 
Der Verwaltungsrath. 
$. 35. 
Zuſammenſetzung. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus fuͤnfzehn Mitgliedern, wovon vier 
Mitglieder im Kreiſe Crefeld, vier im Kreiſe Duisburg, drei im Kreiſe Glad— 
bach und eins im Kreiſe Kempen wohnen muͤſſen. Hinſichtlich des Wohnorts 
der übrigen drei Mitglieder findet keine Beſchraͤnkung des Wohnorts ſtatt. 

Es werden eben ſo viel Stellvertreter, mit denſelben Beſtimmungen hin— 
ſichtlich des Domizils, gewaͤhlt. 125 

Die Wahl dieſer Mitglieder und Stellvertreter geſchieht durch die Ge— 
neralverſammlung. 8. 30 
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H. 36. 
Wahlfaͤhigkeit. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes muͤſſen zehn Aktien beſitzen oder 
erwerben, welche während der Amtsdauer bei der Direktion deponirt und außer 
Kurs geſetzt werden. 

Nicht wahlfaͤhig ſind: 
1) die von der Geſellſchaft erwaͤhlten Direktoren und deren Stellver— 
treter, 
2 Aktionaire, die in Vertragsverhaͤltniſſen mit der Geſellſchaft ſtehen, 
3) Aktionaire, die in Konkurs gerathen find, 
4) Beamte der Geſellſchaft. 


Wenn nach ſtattgefundener Wahl ſolche Umſtaͤnde eintreten, welche nach 
dem Vorſtehenden die Wahlfaͤhigkeit aufheben, fo muß das betreffende Mit- 
glied des Verwaltungs raths ſogleich ausſcheiden. 

$.. 37. 
Dauer des Amtes. 

Alljaͤhrlich ſcheiden vier Mitglieder aus, und zwar: 


ein Mitglied von den ohne Ruͤckſicht auf den Wohnort Gewaͤhlten, 
ein Mitglied aus dem Kreiſe Crefeld, 
ein Mitglied aus dem Kreiſe Duisburg, und 
ein Mitglied aus den Kreiſen Gladbach und Kempen. 
Der Austritt der Stellvertreter findet in derſelben Weiſe ſtatt. N 
Die Stellen der Ausſcheidenden werden ſofort durch neue Wahl wieder 


Das Ausſcheiden erfolgt nach dem Amtsalter und bei gleichem Amts— 
alter durch das Loos. 
Die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. 


§. 38. 
Austritt. 


1 be, Jedes von der Geſellſchaft gewählte Mitglied des Verwaltungsrathes 
iſt berechtigt, ſein Amt nach vorgaͤngiger vierwoͤchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤn— 
digung niederzulegen. 


beſetzt. 


$. 39. 
Einzelne Vakanzen. 


Der Erſatz von Mitgliedern und Stellvertretern, die vor Ablauf ihrer 
ſtatutenmäßigen Amtsdauer ausſcheiden, erfolgt aus denjenigen Perſonen, die 
bei der letztvergangenen Wahl die meiſten Stimmen nach den wirklich eingetre— 


tenen Mitgliedern gehabt haben, und zwar in der Reihenfolge nach der J ehr⸗ 
Gr. 2796.) heit 


er 


heit der Stimmen und für die noch übrige Amtsdauer des Ausgetretenen, mit 
Ruͤckſicht auf den $. 35. 


§. 40. 
Innere Einrichtung. 


Der Verwaltungsrath wählt aus feinen in Crefeld wohnenden Mitglie- 
dern einen Praͤſidenten und Vicepraͤſidenten fuͤr die Dauer von einer ordent— 
lichen Generalverſammlung zur anderen. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich alle drei Monate in Crefeld, auf 
eine vom Vorſitzenden 8 Tage vorher an jedes Mitglied zu erlaſſende Ein⸗ 
and und außerdem, wenn der Praͤſident es zur Erledigung der Geſchaͤfte 
fuͤr noͤthig erachtet, oder wenn es von vier Mitgliedern ſchriftlich verlangt wird, 
oder aber, wenn die Direktion darauf antraͤgt. 

Wer zu erſcheinen behindert iſt, muß den zu ſeinem Erſatze beſtimmten 
Stellvertreter davon benachrichtigen. Dieſer iſt dann berechtigt und verpflichtet, 
an der Verſammlung Theil zu nehmen. 

Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen wenigſtens acht Mitglieder an: 
weſend ſein. 

Die Geſchaͤfte werden kollegialiſch verhandelt und daruͤber nach Stim⸗ 
menmehrheit entſchieden; bei deren Gleichheit entſcheidet jene des Vor— 
ſitzenden. 

Das Protokoll wird von allen Anweſenden unterſchrieben. 

Die Ausfertigung der Beſchluͤſſe erfolgt mit drei Unterſchriften, naͤmlich 
des Vorſitzenden und zweier Raͤthe. Bei der Korreſpondenz genügt die Un⸗ 
terſchrift des Praͤſidenten oder des Vieepraͤſidenten. 

Wenn ein Mitglied des Verwaltungsrathes bei einem zu berathenden 


Gegenſtande betheiligt iſt, ſo darf daſſelbe den betreffenden Verhandlungen nicht 
beiwohnen. 


$. 41. 
Befugniſſe und Verpflichtungen. 

Der Verwaltungsrath vertritt die Geſellſchaft der Direktion gegenüber 
und führt die Kontrole uͤber deren Geſchaͤftsverwaltung, ſowie uͤber die Voll⸗ 
ziehung des Statuts. 

Er iſt verpflichtet: 

1) die von den beſoldeten Beamten oder Angeſtellten der Geſellſchaft zu 
leiſtenden Kautionen auf den Antrag der Direktion oder nach eigenem 

Ermeſſen feſtzuſtellen; 


2) die von der Direktion vorzulegenden Etats zu pruͤfen und die Genehmi⸗ 
gung zu geben oder zu verweigern; 
3) uͤber alle Antraͤge der Direktion Beſchluͤſſe zu faſſen; 
4) über 


8 


4) über die von der Direktion jährlich vor ulegende Rechnung, nach erlangter 
Ueberzeugung von deren Richtigkeit, —— zu ertheilen; 


5) in der Generalverſammlung die Reſultate der Rechnungslage vorzulegen 
und einen Bericht uͤber die Lage des Geſchaͤfts zu erſtatten. 


Ferner iſt derſelbe befugt: i 

1) unter Zuziehung eines Direktors außergewoͤhnliche Kaſſenreviſionen bei 

den Kaflirern oder Empfängern der Geſellſchaft durch eins oder mehrere 

ſeiner Mitglieder halten zu laſſen, wozu der Praͤſident und Vieepraͤſident 
von Amtswegen ohne weitern Beſchluß befugt ſein ſollen; 


2) ebenſo kann der Praͤſident und Viceepraͤſident in den Buͤreaus der Direk— 
tion von den Protokollen, Beſchluͤſſen, Büchern und Dokumenten, ſowie 
von ihrer Rechnungsfuͤhrung und techniſchen Adminiſtration Kenntniß 
nehmen; auch kann der Verwaltungsrath noch einem ſonſtigen Mitgliede 
die Befugniß zu einer ſolchen Kenntnißnahme beilegen; 


3) iſt der Praͤſident berechtigt, in geeigneten Faͤllen die Direktion oder auch 
die Beamten zur Aufklärung über die vorkommenden Fälle zu den 
Sitzungen einzuladen; 

4) kann der Verwaltungsrath mit einer Majoritaͤt von wenigſtens 10 Stimmen 


a) einen gewählten Direktor vom Dienſte ſuspendiren, iſt alsdann aber 
verpflichtet, bei der naͤchſten Generalverſammlung auf die Entlaſſung 
des Direktors anzutragen; wird in derſelben der Antrag verworfen, 
ſo iſt dadurch die vom Verwaltungsrathe ausgeſprochene Suspenſion 
vom Dienſte von ſelbſt aufgehoben; 

b) bei ſich ergebender Veranlaſſung eine außerordentliche Generalver— 
ſammlung nach naͤherer Beſtimmung des H. 27. berufen. 


$. 42. 
Remuneration. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten außer ihren baaren 
Auslagen und außer etwaigen Reiſediaͤten keine Remuneration. 


Tit. VI. 
Die Direktion. 


H. 43. 
Zuſammenſetzung. 

Die Direktion, welche in Crefeld ihren Sitz hat, beſteht aus 7 Mitalie- 
dem und 7 Stellvertretern, wovon 3 Mitglieder und 3 Stellvertreter in Cre⸗ 
feld, 2 Mitglieder und 2 Stellvertreter in Ruhrort, und 2 Mitglieder und 2 
Stellvertreter in Vierſſen, Gladbach, Rheydt oder Duͤlken wohnen, und welche 


ſämmtlich von der Generalverfammlung gewählt werden müſſen. 
(Ar. 2796.) Be⸗ 
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Behufs deren Legitimation ift ein notarielles Atteſt uͤber den Perſonal— 
Beſtand der Direktion erforderlich, welches auf Grund der Wahlverhandlung, 
der ein Notar beizuziehen, ausgefertigt werden muß. 


$. 44. 
Waahlfaͤ higkeit. 

Die gewaͤhlten Mitglieder muͤſſen zehn Aktien der Geſellſchaft beſitzen 
oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer deponirt und außer Kurs ge— 
ſetzt werden. 

Nicht wahlfaͤhig find die sub 2. 3. und 4. im F. 36. bezeichneten Per⸗ 
ſonen. Auch findet die Schlußbeſtimmung des F. 36. auf die Mitglieder der 
Direktion Anwendung. 


H. 45. 
Dauer des Amtes. 


1) Die in der erſten Generalverſammlung zu waͤhlenden Direktionsmitglieder 
und Stellvertreter bleiben bis zur Vollendung des Baues der Bahn im 
Amte. Sie ſcheiden erſt nach Bildung der zweiten Direktion aus, welche 
in der nach Eroͤffnung der ganzen Bahnlinie ſtattfindenden ordentlichen 
Generalverſammlung erwaͤhlt wird. 

2) Nach dieſem Zeitpunkte ſcheiden jaͤhrlich 2 Mitglieder und 2 Stellver⸗ 
treter, und zwar ein Mitglied und ein Stellvertreter von den in Crefeld, 
und Jahr um Jahr alternirend ein Mitglied und ein Stellvertreter von 
den in Ruhrort oder Gladbach, Vierſſen, Rheydt oder Duͤlken wohn— 
haften aus, und werden durch Wahl in der naͤchſten ordentlichen Ge— 
neralverſammlung erſetzt. Das Ausſcheiden erfolgt nach dem Amtsalter, 
und bei gleichem Amtsalter nach dem Loos. 


Die ausſcheidenden Direktionsmitglieder und Stellvertreter ſind 
wieder waͤhlbar. 


$. 46. 
ert. 
Jedes Direktionsmitglied, ſowie jeder Stellvertreter iſt berechtigt, ſein 
Amt nach vorgängiger achtwoͤchentlichet ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederzulegen. 
§. 47. 
Einzelne Vakanzen. 


Wenn auf irgend eine Weiſe die Stelle eines Außen Direktors vor 
dem regelmaͤßigen Ablaufe der Amtsdauer vakant wird, ſo erſetzt die naͤchſte 
Generalverſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl fuͤr die noch uͤbrige Amts— 
dauer des Ausgetretenen. 


Bis 
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Bis dahin wird dieſelbe vom Verwaltungsrath in feiner nächften Ver— 
ſammlung, unter Beruͤckſichtigung der im H. 45. hinſichtlich des Wohnorts ent— 
haltenen Beſtimmungen, vorläufig beſetzt. 


H. 48. 
Der Vorſitzende. 


Die Direktion erwählt jährlich aus ihren in Crefeld wohnenden Mit⸗ 
gliedern einen Praͤſidenten, welcher in Verhinderungsfaͤllen ſeinen Stellvertreter 
aus der Zahl der uͤbrigen in Crefeld wohnenden Mitglieder bezeichnet. 


H. 49. 
Innere Einrichtung. 


Die Direktion verſammelt ſich regelmaͤßig in periodiſchen, im Voraus 
von ihr feſtzuſetzenden Sitzungen, zu welchen es beſonderer Einladungen nicht 


bedarf, und außerordentlich auf Einberufung des Praͤſidenten reſp. ſeines Stell— 
vertreters. 


In den Einladungen zu den außerordentlichen Verſammlungen der Di: 
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rektion ſollen die Gegenftände ihrer Berathung ſummariſch angegeden werden. 
Sollen Gegenftände zur Berathung kommen, die nicht anf dieſe Weiſe 
vorgängig bezeichnet find, fo muß die Beſchlußnahme dariiber, wenn auch nur 
ein Mitglied es verlangt, bis zur naͤchſten Verſammlung vertagt werden. 
Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen wenigſtens drei Mitglieder der 
Direktion gegenwärtig fein. 
Die Beſchluͤſſe der Direktion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei 
Stimmengleichheit giebt die Meinung des Prafidenten den Ausſchlag. 


Die Beſchluͤſſe der Direktion werden von den Mitgliedern, welche dabei 
konkurriren, unterzeichnet. 


Das bei der Verſammlung der Direktion zu fuͤhrende Protokoll wird 
von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. 


Die aus den Beſchluͤſſen der Direktion bervorgehenden Verfuͤgungen, 
Vollmachten und Vertraͤge ſind von zwei Mitgliedern, worunter der Praͤſident 
oder deſſen Stellvertreter ſich befinden muß, zu unterzeichnen; für die laufende 


Korreſpondenz genügt die Unterschrift eines Direktors, welche auch einem etwa 
zu ernennenden Spezialdirektor uͤbertragen werden kann. 


. Die Stellvertreter der Direktoren ſind berechtigt, jeder Verſammlung der 
Direktion mit berathender Stimme beizuwohnen. 
H. 50, 
Befugniſſe und Verpflichtungen. 


Die Direktion hat die obere Leitung der Geſchaͤfte und Angelegenheiten 
der Geſellſchaft innerhalb der durch die Statuten gezogenen Grenzen und For— 
Jahrgang 1897. (Nr. 2796.) 10 men. 


* 


Ei u 


men. Die Direktion vertritt daher die Geſellſchaft in allen Verhandlungen 
und Vertraͤgen mit Behoͤrden oder dritten Perſonen, insbeſondere auch bei Ver⸗ 
leichen, Erwerbung oder Veraͤußerung von Immobilien, Eintragung und 
Löſchung von Hypotheken, ſowie bei allen Rechtsſtreitigkeiten oder ſonſtigen ge⸗ 
richtlichen Verhandlungen. Die Anſtellung und Entlaſſung der Beamten, der 
Geſellſchaft ſowie die Feſtſtellung ihrer Beſoldung gehen von der Direktion aus. 
Sie iſt jedoch nicht zur Abſchließung von Vertraͤgen befugt, durch welche 
Penſionen zu Laſt der Geſellſchaft gewaͤhrt wuͤrden. 


Die Direktion iſt gehalten, dem Verwaltungsrathe: 

1) vierteljährlich einen ausführlichen Bericht über die Lage und den Fort⸗ 
gang des Geſchaͤfts zu erſtatten; 

2) binnen drei Monaten nach Abſchluß jedes Kalenderjahres vollſtaͤndige 
Rechnung zu legen; ö 

3) die nach H. 24. des Geſetzes vom 9. November 1843. vorgeſchriebenen 
und nach kaufmaͤnniſchen Grundfägen aufzuſtellende Bilanz des Ge— 
ſchaͤftsvermoͤgens mitzutheilen. f 

§. 51. 
Beſchraͤnkungen der Befugniſſe. 

Ohne Genehmigung des Verwaltungsrathes iſt die Direktion nicht be⸗ 
fugt, uͤber nachſtehende Ge enſtaͤnde Beſchluͤſſe auszuführen, oder Vertraͤge de⸗ 
finitiv abzuſchließen, naͤmlich: 

a) Die Anſtellung eines Spezialdirektors und aller Beamten oder Huͤlfs⸗ 
arbeiter, welche fuͤr eine laͤngere Zeit als fuͤnf Jahre angenommen wer⸗ 
Be oder deren jährliche Beſoldung mehr als Vierhundert Thaler 
etraͤgt. 

b) Kauf und Veraͤußerungen von Immobilien, mit Ausnahme der, zum 
Zweck der Bahnanlage und aller dabei erforderlichen Arbeiten und Ma— 
terialien zu erwerbenden reſp. erworbenen und ſpaͤter zu jenem Zweck 
nicht mehr erforderlichen Immobilien; 

c) Leiſtungen von Arbeiten oder Lieferungen auf andere Weiſe als durch 
öffentliche Verdingung an den Mindeſtfordernden; 

d) Feſtſetzung des Bahngeldes; 

e) Feſtſetzung des Tarifs fuͤr den Transport von Perſonen, Waaren und 
ſonſtigen Gegenſtaͤnden; 

) Vereinbarungen mit Unternehmern von Eiſenbahnen nach Maaßgabe 


des H. 9.; 
g) Bezeichnung der Bankhaͤuſer fuͤr die Geldgeſchaͤfte der Geſellſchaft. 
§. 32. 
Delegationen. 


Die Direktion iſt befugt, ſich einen Spezialdirektor zuzugeſellen an 
em⸗ 


5 


demſelben die Führung der laufenden Gefchäfte und deren Signatur zu erthei⸗ 


len. Sie kann auch einzelne ihrer Mitglieder zur Beſorgung beſonderer Funk⸗ 
tionen delegiren. 


$. 53. 
Remuneration. 


Die Mitglieder der Direktion erhalten außer dem Erſatz fuͤr Reiſekoſten 
oder andere durch ihre Funktionen veranlaßte Ausgaben eine Entſchaͤdigung fuͤr 
ihre Muͤhewaltung, welche, ſowie die Norm ihrer Vertheilung, von dem Ver⸗ 
waltungsrathe feſtgeſetzt wird. . 

Sie darf jedoch den Geſammtbetrag von 1500 Rthlr. jährlich nicht 
e 

a Es bleibt der Generalverſammlung vorbehalten, die Remuneration durch 
eine Tantieme des Reinertrags zu beſtimmen. 


Tit. VII. 
Von den Beamten der Geſellſchaft. 


§. 54. 
Spezialdirektor. 


Wird zur ſpeziellen Führung der Gefchäfte nach den Beſchlüſſen der 
Direktion ein een, fo ift derjelbe berathendes Mitglied der 
Direktion. Bei jeder Beamtenanftellung muß er vorgängig gehort werden. 

Zum Stellvertreter des Spezialdirektors wird oder werden auf den An⸗ 
trag der Direktion ein oder mehrere Beamte der Geſellſchaft vom Verwal⸗ 
tungsrathe ernannt. 


§. 35. 
Oberingenieur. 

Der zweite Beamte der Geſellſchaft iſt der Oberingenieur, welcher 
ſaͤmmtliche techniſche Arbeiten zu leiten hat und zu deſſen Verfügung die uͤbri— 
gen techniſchen Beamten geſtellt ſind. abi 

Es muß derſelbe ein geprüfter Baumeiſter ſein und vom Koͤniglichen 
Finanzminiſterium beſtaͤtigt werden. 
$. 56, 

Angeloͤbniß und Verpflichtung der hoͤhern Beamten. 

Die ſaͤmmtlichen hoͤhern Beamten der Geſellſchaft muͤſſen vor ihrer An⸗ 
ſtellung in die Haͤnde der Direktion auf Ehre, Pflicht und Gewiſſen geloben 
und ſich demnaͤchſt ſchriftlich verpflichten: 

1) weder direkt noch indirekt Handelsgeſchaͤfte oder Handelsſpekulationen 
zu treiben; ; 
(Nr. 2796.) 10* 2) ihre 
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Y ihre Meinung und ihre Anträge. bei Verwaltung ihrer Stelle nur nach 
reiflicher Erwägung, und einzig und allein im wahren Intereſſe der Ge— 
ſellſchaft, ohne alle Nebenruͤckſichten, abzugeben; 


3) keine Funktion in irgend einer Kommunalverwaltung zu verſehen, es 
ſei denn, daß das Geſetz unbedingt dazu verpflichte; 


4) nicht anders Theil zu nehmen an Kommiſſionen zur Berathung von 
Kommunalintereſſen, als allein im Auftrage oder mit Genehmigung der 
Direktion; 


5) nicht Theil zu nehmen an der Verwaltung anderer Inſtitute und ano⸗ 
nymen Geſellſchaften, es ſei denn, daß die Direktion dies im Intereſſe 
der Geſellſchaft ausdruͤcklich geſtatte. 


$. 57. 
Suspenſion und Entlaſſung derſelben. 


Welches auch die Beſtimmungen der Vertraͤge uͤber die Anſtellung der 
hoͤhern Beamten der Geſellſchaft ſein moͤgen, ſo verbleibt der Direktion das 
Recht, dieſelben durch einen einſtimmigen Beſchluß wegen Dienſtvergehen oder 
grober Fahrlaͤſſigkeit, oder aus triftigen moraliſchen Gruͤnden, von ihren Amts— 
verrichtungen zu ſuspendiren, auch auf ihre Entlaſſung bei dem Verwaltungs— 
rathe anzutragen. 


Die Entlaſſung eines Beamten wird von dem Verwaltungsrathe, nach— 
dem der Beamte, in ſofern er ſich nicht entfernt hat, zur Vertheidigung und 
Rechtfertigung aufgefordert und zugelaſſen worden iſt, ausgeſprochen, wenn 
wenigſtens 12 Mitglieder der Verſammlung dafuͤr ſtimmen. 

Eine ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entlaffung des Beamten hat ge Folge, 
daß alle demſelben vertragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft fuͤr 
Beſoldung, Entſchaͤdigungen, Gratifikationen und andere Vortheile, vom Tage 
der Entlaſſung ab, von ſelbſt erloͤſchen. 


Tit. VIII. 
Verhältniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


$. 58. 

Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch die ihr zu 
ertheilende Allerhoͤchſte Konzeſſion und durch das Geſetz Uber Eiſenbahnunter— 
nehmungen vom 3. November 1838. und uͤber Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. beſtimmt. 


Außerdem bleibt 
1) dem Staate die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, 
ſowohl fuͤr den Waaren- als fuͤr den Perſonentransport, ſowie jeder 


— 
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Abänderung dieſer Tarife, desgleichen die Genehmigung und noͤthigen— 
falls auch die Abaͤnderung des Fahrplanes vorbehalten, auch kommen 
die allgemein feſtgeſetzten Bedingungen in Betreff der Benutzung der 
Eiſenbahnen für militairiſche Zwecke (Geſetzſammlung 1843. S. 373.) 
in Anwendung; 


2) ift die Geſellſchaft verpflichtet, den Anordnungen, welche wegen polizei⸗ 
licher Beaufſichtigung der bei dem Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter 
getroffen werden, puͤnktlich nachzukommen, und die aus dieſen Anord— 
nungen hervorgehenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch Beſtellung 
des polizeilichen Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tragen. 


Die Bahn hat ſich nach Beſtimmung des Königlichen Finanzminiſte⸗ 
riums an die Aachen-Düffeldorfer Bahn unmittelbar anzuſchließen. 


In ſofern es ſich als angemeſſen ergeben ſollte, daß die Ruhrort⸗Crefeld⸗ 
Kreis⸗Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft in Gemeinſchaft mit der Aachen⸗Duͤſſel⸗ 
dorfer Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb der, beiden Geſellſchaften 
gemeinſamen Strecke von Gladbach nach Rheydt uͤbernehme, bleiben dem Koͤ⸗ 
niglichen Finanzminiſterio dieſerhalb die naͤheren Anordnungen vorbehalten. 


Außer dem unentgeldlichen Transport derjenigen Poſtwagen, welche 
on find, um die der Poſt anvertrauten Guter zu befördern (F. 36. Nr. 3. 
des Geſetzes vom 3. November 1838.) iſt die Geſellſchaft verpflichtet, auch 
die begleitenden Poſtkondukteure und das erpedirende Poſtperſonal in jenen 
Wagen unentgeldlich zu befoͤrdern. 


Transitoriſche Beſtimmungen. 


Die Generalverſammlung ermaͤchtigt den Verwaltungsrath, nach den 
Miniſterialreſkripten vom 2. Oktober und 3. Dezember 1845. die erforderlichen 
Verträge mit der Coͤln⸗Mindener und der Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſell— 
ſchaft abzuſchließen und die ſich dadurch ergebenden oder von der Staatsregie⸗ 
rung ſonſt noch gefordert werdenden Modifikationen in Bezug auf die Strecke 
von Gladbach nach Rheydt und die Herſtellung der e unbedingt an⸗ 
und in das Statut aufzunehmen. Sollten Seitens der e ee außer⸗ 
dem noch Abaͤnderungen der Statuten verlangt werden, ſo iſt der Verwaltungs⸗ 
Rath ebenfalls zu deren Annahme ermächtigt und ſollen dieſelben für die Ges 


ſellſchaft eben fo bindend fein, als wenn fie wörtlich in dieſen Statuten ent- 
alten waͤren. 


$. 15. der Statuten. Mit den Aktien werden Dividendenſcheine auf 
zehn Jahre ausgegeben, welche nach Ablauf dieſes Zeitraums durch eine neue 
Serie von Dividendenſcheinen erſetzt werden. 


(Nr. 2796.) (Schema 
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(Schema der Aktien.) 


A 


der 
Ruhrort-Crefeld⸗Kreis-Gladͤbacher Eiſenbahngeſellſchaft. 
n 
uͤber Einhundert Thaler Preuß. Kurt. 


Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Höhe des obigen Betrages in Ge— 
maͤßheit der uwwůuum 220000... von Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen 
beſtaͤtigten Statuten verhaͤltnißmaͤßig Theil an den Rechten und Pflichten, fo= 
wie an dem geſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft 

Crefeld, den 6 18. 

Die Direktion 
der Ruhrort-Crefeld-Kreis-Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift der Direktion.) 


$. 17. der Statuten. Die Dividenden, welche nicht innerhalb vier 
Jahre, vom Tage der erſten oͤffentlichen . angerechnet, und nach 
N in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem Jahre, wiederholt erlaſſenen 
esfallſigen oͤffentlichen Aufforderungen in Empfang genommen worden ſind, 
verfallen der Geſellſchaft. 


(Schema 


1 


(Schema der Dividendenſcheine.) 
Dividendenſchein Ser. I. M 1. 


zur 


Nuhrort⸗Crefeld-Kreis-Gladͤbacher Eiſenbahn⸗ 


Inhaber dieſes Scheins erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaſſe der 
Ruhrort-⸗Crefeld⸗Kreis-Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft diejenige Dividende aus— 
ausgezahlt, welche von dem Reinertrage des Verwaltungsjahres 18.. für 
zahlbar erklaͤrt, und deren Betrag nebſt Verfallzeit von der Direktion ſtatut— 
gemaͤß bekannt gemacht werden wird. 


Crefeld, den ..... F 18. 


Die Direktion 
der Ruhrort-Crefeld-Kreis-Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift der Direktion.) 


(Nr. 2796-2797.) (Nr. 2797.) 
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(Nr. 2797.) Bekanntmachung tiber die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des Statuts der Marriner 
Aktiengeſellſchaft, vom 8. Januar d. d. den 27. Januar 1847. 


Fr, Könige Majeftät haben den in mehreren Verhandlungen vom 1. Sep⸗ 
tember bis 9. Oktober 1846. vollzogenen Entwurf des Statuts einer zum An⸗ 
kauf der Marriner Guͤter zuſammengetretenen Aktiengeſellſchaft, mittelſt Aller— 
hoͤchſter Kabinetsorder vom 8. Januar d. J., zu beſtaͤtigen geruht, was nach 
Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes vom 9. November 1843. mit dem Bemerken 
bekannt gemacht wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Coͤslin zur öffentlichen Kenntniß gelangt. 


Berlin, den 27. Januar 1847. 


Der Juſtizminiſter. Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Uhden. von Duͤesberg. von Bodelſchwingh. 


